
Rechtsgleichheit

drängt, dass er auf sachfremden Erwägungen beruht. Das ist anhand
objektiver Kriterien festzustellen. Schuldhaftes Handeln des Richters
ist nicht erforderlich. Fehlerhafte Auslegung eines Gesetzes allein
macht eine Gerichtsentscheidung nicht willkürlich. Willkür liegt viel-
mehr erst vor, wenn eine offensichtlich einschlägige Norm nicht
berücksichtigt oder der Inhalt einer Norm in krasser Weise miss-
deutet wird. Von willkürlicher Missdeutung kann jedoch nicht ge-
sprochen werden, wenn das Gericht sich mit der Rechtslage einge-
hend auseinandersetzt und seine Auffassung nicht jedes sachlichen
Grundes entbehrt”.

VII. Verweise

1. Verfahrensrechtliche Garantien aus Art. 31 LV: vgl. 5. 245 ff.
2. Treu und Glauben im öffentlichen Recht: vgl. S. 234 ff.
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